
SoVD fordert Einsatz gegen steigende Armut
Politische Bekämpfung von Kinder- und Altersarmut sowie sichere Löhne müssen im Fokus stehen

Alarmierende Zahl: 18,3 Prozent der Menschen in Niedersachsen sind von Armut betroffen. Gegenüber 2020 ist das ein Anstieg um vier Prozent. Das geht aus einer 
Neuauflage des Armutsberichts des Paritätischen Wohlfahrtsverbands hervor. Damit ist klar: Armut in Niedersachsen verfestigt sich nicht nur, sondern steigt sogar.  
Angesichts dieser erschreckenden Entwicklung fordert der SoVD in Niedersachsen schnelle Maßnahmen der Politik.

Immer mehr Bürger*innen 
in Niedersachsen leben in Ar-
mut. „Für ein reiches Land wie 
Deutschland ist das wirklich 
beschämend“, sagt Bernhard 
Sackarendt, Landesvorsitzen-
der des SoVD in Niedersach-
sen und ergänzt: „Wir weisen 
seit Jahren auf diese gefährli-
che Entwicklung hin. Offenbar 
nimmt die Politik die Zahlen 
nicht ernst genug, denn es 
passiert viel zu wenig.“ Dies 
führe dazu, dass mittlerwei-
le zahlreiche Menschen nicht 
mehr wissen, wie sie finanzi-
ell über die Runden kommen 
sollen und so von der gesell-
schaftlichen Teilhabe ausge-
schlossen sind.

„In punkto Armutsbekämp-
fung muss deshalb an verschie-
denen Stellschrauben gedreht 
werden“, fordert Sackarendt. 
Die Kindergrundsicherung 

müsse endlich kommen und 
es brauche eine Anhebung des 
Rentenniveaus. Dies sei für die 
Vermeidung von Altersarmut 
dringend notwendig.

In diesem Zusammenhang 
fordert Niedersachsens größ-
ter Sozialverband zudem die 
Einführung armutsfester Löh-
ne. „In Niedersachsen ist nicht 
nur die Armutsquote höher 
als im Bundesdurchschnitt, 
sondern auch der Anteil der 
Geringverdiener*innen. Da 
niedrige Löhne aber automa-
tisch zu kleinen Renten füh-
ren, muss es mehr Tarifbin-
dung, weniger Leiharbeit und 
weniger Minijobs geben“, so 
der niedersächsische SoVD-
Chef. Nur so könnten Men-
schen finanziell gut ihr Leben 
bestreiten und seien nicht auf 
zusätzliche Sozialleistungen 
angewiesen.

In Niedersachsen zählen besonders viele Menschen zu den Geringverdienenden – das betrifft im Bun-
desland ungefähr ein Fünftel der Erwerbstätigen. Durch die hohe Inflation sind sie zusätzlich belastet.
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Seit 2009 gilt in Deutschland 
die UN-Behindertenrechtskon-
vention, die Deutschland unter 
anderem zur Inklusion im Bil-
dungsbereich verpflichtet. „Ob-
wohl das gemeinsame Lernen 
von Kindern mit und ohne Be-
hinderung ein Menschenrecht 
ist, hat sich die Landesregie-
rung viel zu lange gesperrt, In-
klusion in Niedersachsen kom-
plett umzusetzen“, so Bernhard 
Sackarendt, Landesvorsitzender 
des SoVD in Niedersachsen. 
Deshalb begrüße Niedersach-
sens größter Sozialverband die 
Entscheidung von Rot-Grün, die 
Förderschule Lernen auslaufen 
zu lassen.

An die Adresse der CDU, die 
diesen Beschluss massiv kri-
tisiert, sagt Sackarendt: „Die 
CDU war jahrelang in der Re-
gierungsverantwortung. In die-
ser Zeit hätte sie dafür sorgen 
können, dass das gemeinsame 
Lernen so umgesetzt wird, dass 
Kinder mit Behinderung eine 
Regelschule besuchen können 
und das Sondersystem der För-
derschulen überflüssig wird. 

Das ist jedoch nicht gesche-
hen.“ Das Thema „Inklusion in 
der Schule“ habe offensichtlich 
nicht ganz oben auf der Agen-
da der Partei gestanden. „Zum 
Wohl der Kinder muss die CDU 
jetzt ihre Blockadehaltung auf-
geben und den Prozess konst-
ruktiv begleiten, anstatt ihn zu 

torpedieren“, fordert der nieder-
sächsische SoVD-Chef weiter.

Die Politik müsse jetzt da-
für sorgen, dass Regelschulen 
die notwendigen finanziellen 
Mittel und das Personal er-
halten, um Inklusion für alle 
Schüler*innen bedarfsgerecht 
umzusetzen.

Auslaufen der Förderschule Lernen
Der SoVD in Niedersachsen begrüßt den Beschluss der rot-grünen Landesregierung, die Förder-

schule Lernen auslaufen zu lassen und fordert gleichzeitig die niedersächsische CDU auf, ihre Blok-
kadehaltung aufzugeben und stattdessen den Prozess konstruktiv zu begleiten.

SoVD fordert mehr Mittel für Regelschulen

Regelschulen benötigen finanzielle Mittel und das richtige Perso-
nal, um die inklusive Schule umsetzen zu können.
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Veranstaltungen der SoVD-Jugend
Der Jugendorganisation 

des SoVD in Niedersachsen 
gehören mehr als 9.000 jun-
ge Menschen bis 27 Jahre 
an. Die SoVD-Jugend orga-
nisiert für ihre jüngeren Mit-
glieder vielfältige Angebote 
zum Mitmachen. Sie treffen 
sich niedersachsenweit, um 
gemeinsam Freizeit zu ver-
bringen und Projekte zu ge-
stalten. Für die Aktivitäten 
der SoVD-Jugend gilt: „Alle 
inklusive“. Im Sommer und 
Herbst 2023 lädt die SoVD-
Jugend zu Wochenendfrei-
zeiten ein. 

4. – 6. August:  
JuCon in Bremerhaven

Unter dem Motto „Klima für 
unsere Zukunft“ besucht die 
SoVD-Jugend das Klimahaus 
Bremerhaven und veranstal-
tet Workshops zum Thema 
„Klima“. Anmeldeschluss ist 
der 15. Mai.

20. – 22. Oktober:  
Jugend-Rallye in Hannover

Bei der kleinen „SoVD-
Olympiade“ stehen jede 
Menge Gemeinschaftsakti-
vitäten und Spaß auf dem 

Programm. Anmeldeschluss 
ist am 15. August.

Die SoVD-Jugend freut 
sich über Teilnehmer*innen 
mit und ohne Behinderung 
von 14 bis 27 Jahren. Diese 
müssen kein SoVD-Mitglied 
sein. Auch Freund*innen und 
Verwandte sind herzlich will-
kommen. Für beide Wochen-
enden gibt es eine Teilnah-
megebühr von 20 Euro. 

Wer Fragen hat oder sich 
anmelden möchte, kann die 
SoVD-Jugendreferentin Sara 
Opitz unter 0511 70148-93 
oder sovd-jugend@sovd-
nds.de kontaktieren.

„Klima für unsere Zukunft“ und „SoVD-Olympiade“

Die SoVD-Jugend 2022 bei 
der Bundesjugendkonferenz 
in Berlin
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Niedersachsen-Echo
Die Landesbeilage des SoVD in Niedersachsen
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